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Hintergrund 

Eurostat zufolge stellten im Jahr 2022 in der EU 881 220 Asylbewerber einen Erstantrag, ein Anstieg von 64 % 
im Vergleich zum Vorjahr.2 Zusätzlich genießen aktuell mehr als 4 Millionen vertriebene Menschen aus der 
Ukraine vorübergehenden Schutz in den EU-Ländern.3 Gleichzeitig hatten einige EU-Mitgliedstaaten im Laufe 
des Jahres Schwierigkeiten bei der Gewährung von Leistungen im Rahmen der Aufnahmebedingungen für alle 
Asylbewerber, wodurch es regelmäßig zu „Aufnahmekrisen“ kam.4  

Vor diesem Hintergrund beauftragte die Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 
des Europäischen Parlaments auf Antrag des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres diese 
Studie über die „Aufnahmebedingungen in der EU“. 

Wichtigste Erkenntnisse 
Bei der Umsetzung der Neufassung der Richtlinie über Aufnahmebedingungen kommen in den 
Mitgliedstaaten unterschiedliche Methoden zur Anwendung, wobei es auch viele Bereiche gibt, in denen sich 
die Verfahren ähneln (siehe Kapitel 2). Die größten Durchführungslücken, die mittels einer 
Vergleichbarkeitsanalyse der Verfahren in den Mitgliedstaaten festgestellt wurden, umfassen die 
Verweigerung des Zugangs zu den im Rahmen der Aufnahmebedingungen gewährten Leistungen (teilweise 

                                                             
1  Volltext der Studie in englischer Sprache: 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/755908/IPOL_STU(2023)755908_EN.pdf 
2  Eurostat (2023), Annual asylum statistics.  
3  Asylagentur der Europäischen Union (Februar 2023), Almost 1 million asylum applications in the EU+ in 2022; Europäischer Rat, Rat 

der Europäischen Union (2023), Infographik – Flüchtlinge aus der Ukraine in der EU.  
4  Asylagentur der Europäischen Union (Juli 2023), Asylum Report 2023, S.173. 

KURZFASSUNG 

Diese auf Antrag des LIBE-Ausschusses von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle 
Angelegenheiten des Europäischen Parlaments in Auftrag gegebene Studie beruht auf konkreten 
quantitativen und qualitativen Belegen, auf vorhandenen zugänglichen Daten, Studien und Analysen 
verschiedener Quellen sowie auf Dokumenten nationaler und internationaler Einrichtungen. 

Gegenstand der Studie ist eine rechtliche und politische Analyse der EU- und internationalen Normen, die 
bei der Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen, zur Anwendung kommen. Sie 
bietet auch eine vergleichende Übersicht über die Umsetzung der Richtlinien über 
Aufnahmebedingungen und über vorübergehenden Schutz sowie weiterer internationaler Normen durch 
die Mitgliedstaaten. Aufmerksamkeit wird auch der Frage gewidmet, wie die EU die Mitgliedstaaten 
unterstützt und sicherstellt, dass diese die geltenden Vorschriften über Aufnahmebedingungen einhalten. 

Die Studie enthält abschließend politische Empfehlungen an die maßgeblichen Akteure, die in die 
Gewährung von Vorteilen im Rahmen der Aufnahmebedingungen in der EU eingebunden sind, 
einschließlich Mitgliedstaaten und EU-Organe.  

 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/755908/IPOL_STU(2023)755908_EN.pdf
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Asylum_statistics&oldid=558844#cite_note-2
https://euaa.europa.eu/news-events/almost-1-million-asylum-applications-eu-2022
https://www.consilium.europa.eu/de/infographics/ukraine-refugees-eu/#:%7E:text=Currently%204.1%20million%20people%20from,up%20to%2031%20July%202023
https://euaa.europa.eu/sites/default/files/publications/2023-07/2023_Asylum_Report_EN_0.pdf
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aufgrund des Zugangs zu einem Asylverfahren); die schlechte Qualität der im Rahmen der Aufnahme 
gewährten materiellen Leistungen; den weit verbreiteten Einsatz der Inhaftnahme, einschließlich von 
begleiteten Minderjährigen, sowie die mangelnde Achtung gewisser Verfahrensgarantien, die bei der 
Inhaftnahme eingehalten werden müssen; strukturelle und systemische Probleme, die den Zugang zu Bildung, 
Beschäftigung und Gesundheitsversorgung einschränken und Asylbewerber unverhältnismäßig stark 
beeinträchtigen; sowie Unzulänglichkeiten in der Erkennung von Schwachstellen und das Fehlen 
entsprechender Einrichtungen für schutzbedürftige Antragsteller.  

Bewährte Verfahren 
Dennoch gibt es in vielen Ländern bewährte Verfahren, insbesondere hinsichtlich des Zugangs zu 
sozioökonomischen Rechten, der Verwaltung von Aufnahmezentren, die eine frühe Einbindung der 
Asylbewerber in die lokalen Gemeinschaften ermöglicht, sowie der Schaffung besonderer 
Aufnahmeeinrichtung für verschiedene Kategorien von schutzbedürftigen Antragstellern.  

Fallstudien 
Zwei Länderfallstudien wurden ausgewählt – Belgien und Italien – aufgrund der großen Anzahl an Ankünften 
und der Notwendigkeit, mit signifikanten Schwankungen bezüglich der Bedürfnisse bei der Aufnahme 
umzugehen, wofür eine gut funktionierende Eventualfallplanung benötigt wird, und aufgrund der Bewertung 
bewährter Verfahren in Bezug auf Wirksamkeit, Grundrechte (einschließlich Verfahrensrechte), Effizienz und 
Kohärenz mit den Zielen der Richtlinie über Aufnahmebedingungen sowie des Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems (GEAS) in seiner Gesamtheit (siehe Anhang II).  

Eine weitere Fallstudie beschäftigt sich mit den im Rahmen der Aufnahmebedingungen gewährten Leistungen, 
die mittels der Richtlinie über vorübergehenden Schutz gewährt werden, wobei in den meisten Mitgliedstaaten 
weniger Probleme bei der Durchführung gemeldet wurden. Dieser Studie zufolge wird Personen, die 
vorübergehenden Schutz genießen, generell unmittelbar Zugriff auf Rechte gewährt und sie genießen 
umfassendere Rechte als Asylbewerber; Mängel gibt es hinsichtlich des Zugangs zu Sozialleistungen und zum 
Arbeitsmarkt (siehe Anhang I). 

Die Rolle der EU  
Die EU unterstützt die Umsetzung der Bestimmungen über Aufnahmebedingungen durch die Mitgliedstaaten 
und spielt außerdem eine Rolle in der Überwachung und Durchsetzung der Umsetzung (siehe Kapitel 3). Diese 
Unterstützung erfolgt mittels verschiedener Finanzierungsinstrumente; zusätzlich wurde die Asylagentur der 
Europäischen Union (EUAA) speziell damit beauftragt, die Funktionsweise des GEAS zu verbessern, unter 
anderem indem sie den Mitgliedstaaten operative und technische Hilfe zukommen lässt, einschließlich für ihre 
Aufnahmesysteme;5 aktuell unterstützt sie die Aufnahme in mehreren Mitgliedstaaten. Der Studie zufolge 
haben gewisse Finanzierungsinstrumente einen positiven aber uneinheitlichen Beitrag zur Umsetzung der 
Aufnahmebedingungen in der EU geleistet. Jedoch legt die Tatsache, dass die Aufnahmekapazität der 
Mitgliedstaaten bereits vor der Krise im Jahr 2015 unzureichend war,6 nahe, dass die EU-Mittel für die 
Aufnahme dafür verwendet wurden, langfristige strukturelle Schwachstellen sowie eine mangelnde 
Eventualfallplanung auszugleichen. Gleichzeitig hat die Reaktion auf die Krise im Jahr 2015 dazu geführt, dass 
EU-Mittel neu auf die Krisenreaktion ausgerichtet wurden, sowohl auf EU- als auch auf nationaler Ebene. Eine 
umfassende Prüfung des Einflusses der EU-Mittel auf die Aufnahmebedingungen auf nationaler Ebene 
gestaltet sich aufgrund mangelnder systematischer Daten für einige Finanzierungsprogramme schwierig.  

Die Kommission beaufsichtigt die Einhaltung des Asylbesitzstands durch die Mitgliedstaaten und kann 
Vertragsverletzungsverfahren7 gegen jene Länder einleiten, die das Unionsrecht nicht ordnungsgemäß 

                                                             
5  Verordnung (EU) 2021/2303 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 2021 über die Asylagentur der 

Europäischen Union und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 439/2010 (ABl. L 467 vom 30. Dezember 2021, Artikel 1). 
6  Asylinformationsdatenbank (2019), Housing out of reach? The reception of refugees and asylum seekers in Europe, S. 13. 
7  Europäische Kommission, Vertragsverletzungsverfahren.  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32021R2303
https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2020/11/aida_housing_out_of_reach.pdf
https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2020/11/aida_housing_out_of_reach.pdf
https://commission.europa.eu/law/application-eu-law/implementing-eu-law/infringement-procedure_en
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umsetzen. Vor diesem Hintergrund hat die Kommission im Januar 2023 vier Mitgliedstaaten (Belgien, 
Griechenland, Spanien und Portugal) eine schriftliche Mahnung8 erteilt, da sie die Bestimmungen der Richtlinie 
über Aufnahmebedingungen nicht ordnungsgemäß umgesetzt hatten. Obwohl Vertragsverletzungsverfahren 
nützlich sind, zeigt die Analyse der Vertragsverletzungsfälle in Bezug auf die Richtlinie über 
Aufnahmebedingungen, dass die langfristige Wirkung der Maßnahmen der Kommission durch politische und 
praktische Faktoren beeinflusst wird, einschließlich bezüglich der Verwendung von 
Überwachungsmechanismen und allgemeinen Strategien im Bereich Asyl. Die Richtlinie über 
Aufnahmebedingungen wurde im Laufe des letzten Jahrzehnts auch in mehreren Rechtssachen vom EuGH 
ausgelegt, wobei die Inhaftnahme am häufigsten Gegenstand der Vorabentscheidungsersuchen war (siehe 
Anhang V).  

Empfehlungen 
Nach der Erfassung und Analyse der Forschungsergebnisse werden in der Studie auch einige Empfehlungen 
abgegeben, um eine bessere Umsetzung der Richtlinie über Aufnahmebedingungen zu unterstützen (siehe 
Kapitel 5). Es sollte jedoch darauf hingewiesen werden, dass sich viele Schwachstellen aus einer allgemeineren 
Dysfunktion nationaler Asylsysteme und nicht ausschließlich aus der nicht ordnungsgemäßen Umsetzung der 
Richtlinie über Aufnahmebedingungen ergeben. Eine unzureichende Eventualfallplanung für das Asylsystem 
als Ganzes hat beispielsweise in vielen Ländern zu einer unzureichenden Aufnahmekapazität geführt. 
Gleichzeitig hat die Einschränkung des Zugangs zum Asylverfahren eine Folgewirkung, nämlich die 
Verweigerung des Zugangs zu im Rahmen der Aufnahme gewährten materiellen Leistungen für Asylwerber. 
Die Mitgliedstaaten sollten vorrangig die Durchführungslücken angehen, einschließlich des Versäumnisses, 
eine oder mehrere der im Rahmen der Aufnahme erforderlichen materiellen Leistungen zu gewähren, des 
verzögerten Zugangs zum Asylverfahren und des verbreiteten Einsatzes der Inhaftnahme. Die Mitgliedstaaten 
könnten die Umsetzung verbessern, indem sie die Unterstützung der EUAA in Anspruch nehmen und mit 
lokalen Gebietskörperschaften, NRO und anderen Anbietern von Diensten bei der Aufnahme 
zusammenarbeiten. Es sollte größeres Augenmerk auf die Bedürfnisse der schutzbedürftigen Antragsteller 
gelegt werden, um eine bessere Umsetzung der Garantien sicherzustellen, die ihnen gewährt werden. 

Als durch den Ausbruch des Krieges in der Ukraine die Richtlinie über Aufnahmebedingungen aktiviert wurde, 
konnten sich die Mitgliedstaaten allgemein schnell anpassen und die Vorteile im Rahmen der 
Aufnahmebedingungen gewähren, einschließlich angemessener Unterbringungsmöglichkeiten: Trotz 
Herausforderungen zeigten die positiven Reaktionen der Mitgliedstaaten, dass die Bewältigung einer 
Vertreibung in großem Ausmaß möglich ist.9 Diese Erfahrung sollte als Grundlage für Verbesserungen in der 
Planung und Verwaltung der Aufnahmebedingungen dienen.  

Die EU kann diesen Prozess durch die Aufstockung der Finanzmittel für die Fazilitäten des AMIF-
Soforthilfefonds unterstützen, die sich als wirksames Instrument erwiesen haben. Sie sollte jedoch auch Sorge 
dafür tragen, dass Fonds und andere EU-Ressourcen – wie Schulungen, Leitfäden, Empfehlungen und 
Durchsetzungsmaßnahmen – alle darauf ausgerichtet sind, die Aufnahmekapazität langfristig sicherzustellen. 
EU-Maßnahmen sollten auf strukturelle Verbesserungen ausgerichtet sein, einschließlich durch den Gebrauch 
von Notfallplänen, um eine kostspieligere Krisenreaktion zu verhindern. Da signifikante Belege für eine 
Vertragsverletzung gefunden wurden, sollte die Überwachung der Einhaltung sowie der Einsatz von 
Durchsetzungsmaßnahmen verstärkt werden, einschließlich durch eine Erhöhung der Zahl der 
Vertragsverletzungsverfahren. Schließlich sollten die Auswirkungen der EU-Politik im Bereich Asyl auf die 
Umsetzung der Richtlinie über Aufnahmebedingungen (und andere GEAS-Maßnahmen) berücksichtigt 
werden, insbesondere hinsichtlich der anstehenden Reform des Gemeinsamen Asylsystems. 

 

                                                             
8  Vertragsverletzungsverfahren im Januar: wichtigste Beschlüsse (europa.eu) 
9  Für eine detaillierte Analyse, siehe ECRE (2023), AIDA Temporary Protection Compilation. 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/inf_23_142
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/inf_23_142
https://ecre.org/wp-content/uploads/2023/06/AIDA-Compilation-temporary-protection-in-2022.pdf
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